
Soziale Marktwirtschaft 
oder Sozialstaat? 

Sozialpolitik drüben und hüben

1945 sind die sozialen Probleme auch in Deutschland gewaltig. Armut, Hunger, Obdachlosigkeit, 
Umsiedlerelend und Seuchen drücken das Land. Der gehabte Faschismus steht als Form des Ka-
pitalismus noch deutlich vor Augen, wenngleich dessen Sozialpolitik für „Mitglieder der Volks-
gemeinschaft“ zum Teil noch positiv besetzt ist. Sozialistische Stimmungen breiten sich aus. Den 
deutschen Neubeginn befördern die Alliierten auf ihre Weise und entsprechend den Vorstel-
lungen von Staat und Gesellschaft ihrer Heimatstaaten.

Aus „Deutsche Zeitung“, Stuttgart
12.02.1955

In der Sowjetischen Besatzungs-
zone (SBZ) prägen vor allem Ge-
werkschafter, Kommunisten und 
Sozialdemokraten die ersten 
Schritte. Die Gunst der Stunde 
nutzend und im Einklang mit der 
Sowjetischen Militäradministra-
tion sollen alte Forderungen der 
Arbeiterbewegung nun umge-
setzt werden. Zunächst wird an 
das Sozialsystem der Weimarer 
Republik angeknüpft, um sodann 
revolutionäre Umwälzungen auf 
den Weg zu bringen, die mit un-
mittelbaren Schritten zur Verbes-
serung der Lage der Werktätigen 
verbunden werden.

In den West-Besatzungszonen setzt man sozialpolitisch auf Fortsetzung dessen, was man für bewährt hält. Das 
traditionelle gegliederte System mit den verschiedenen Zweigen der Sozialversicherung aus dem 19. Jahrhun-
dert wird fortgeführt, das Bildungswesen bleibt vielgliedrig, der Zusammenhang von Schultyp und Sozialschicht 
klar erhalten und die Hausfrauenehe Leitbild in der Sozialpolitik. Das Recht auf Arbeitsvermittlung und die Ar-
beitslosenversicherung aus Weimarer Zeit werden wieder eingeführt.

In der SBZ erfolgt eine Reform des Wirtschafts- und Sozialsystems, wie sie KPD, SPD und freie Gewerkschaften 
in der Weimarer Republik erstrebt hatten. Eine Einheitsver-
sicherung und ein staatliches Gesundheitswesen mit Polikli-
niken und Ambulatorien werden aufgebaut, ein einheitliches 
reformpädagogisches Bildungswesen nimmt seinen Verlauf, 
die Gleichberechtigung der Frau wird auf den Weg gebracht 
und die sowjetische Militärverwaltung steuert den Arbeits-
kräfteeinsatz in Vorbereitung einer Planwirtschaft. Eine Ar-
beitslosenversicherung gibt es nicht.

Mit der SPD und der CDU stehen sich in den Westzonen zwei 
Sozialstaatsmodelle gegenüber: demokratischer Sozialismus 
oder sozialer Kapitalismus. Die West-Alliierten stellen die 
Weichen für einen parlamentarisch regierten kapitalistischen 
Wohlfahrtsstaat.Es folgt am 23.05.1949 die separate Grün-
dung der BRD. Im Grundgesetz wird die Bundesrepublik als 
„demokratischer und sozialer Rechtsstaat“ charakterisiert. 
Soziale Rechte, wie das Recht auf Arbeit oder das Recht auf 
Bildung sind darin nicht verankert.

Im Gefolge dieser deutschen Spaltung wird aus der übrig gebliebenen SBZ am 07.10.1949 die DDR gegründet. 
Deren Verfassung umfasst neben den traditionellen bürgerlichen Freiheitsrechten auch soziale Rechte (Recht 
auf Arbeit, Erholung,   Urlaub gegen Entgelt, Versorgung bei Krankheit und im Alter, Schutz der Mutterschaft, 
besonderer Schutz der Frau im Arbeitsverhältnis).

In der BRD versteht sich 
Sozialpolitik als das Mit-
tel, soziale Benachteili-
gungen und Gegensätze 
innerhalb der Gesell-
schaft durch politisches 
Handeln auszugleichen, 
bzw. auszuschließen. Das 
Ausmaß an Sozialstaat-
lichkeit ist abhängig von 
der Massenkampfkraft 
Betroffener, insbesonde-
re der Gewerkschaften 
und Sozialverbände, wie 
auch der jeweils regie-
renden Parteien.
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In der DDR geht man zunächst davon aus, dass mit der Veränderung der ökonomischen Machtver-
hältnisse zu Gunsten eines auf Staatseigentum beruhenden Volkseigentums die soziale Entwick-
lung dem Aufbau des Sozialismus inhärent ist. Mit der Abwanderung qualifizierter Arbeitskräfte 
in den Westen wird jedoch deutlich, dass soziale Sicherheit nicht automatisch Triebkraft öko-
nomischer Entwicklung ist. So entstehen Anfang der 60er Jahre in der DDR diverse Gremien und 
Wissenschaftsbereiche, die sich mit Sozialpolitik befassen. Themen sind u. a. demografische und 
Sozialstrukturen, die Entwicklung des Lebensstandards, Bevölkerungs- und Familienentwicklung, 
Wohnverhältnisse, soziale und gesundheitliche Betreuung. Mit der internationalen Anerkennung 
der DDR rücken die im internationalen Vergleich beachtlichen sozialen Entwicklungen der DDR 
noch stärker in den Fokus.
Als Mitte der 80er Jahre deutlich wird, dass das sozialpolitische Programm und ökonomische Lei-
stungskraft in zunehmenden Widerspruch geraten, fehlen Steuerungsinstrumente: Ein Rückbau 
der sozialpolitischen Errungenschaften wird ausgeschlossen.

In der BRD beginnt unter der Regierung Schmidt (SPD) um dieselbe Zeit, zunächst verhalten, der 
Abbau erkämpfter oder zugestandener sozialer Leistungen. Unter Kanzler Kohl (CDU) nimmt der 
Sozialabbau Fahrt auf und mit dem Anschluss der DDR kommt der neoliberale Umbau des kapi-
talistischen Wirtschaftssystems, mithin der Rückbau des Wohlfahrtsstaates, politisch zum Durch-
bruch.

Der bundesdeutsche Wohlfahrtsstaat war ein Kind des Kal-
ten Krieges. Der Sozialstaat DDR blieb Zeit seiner Existenz der 
soziale Stachel des Systems. Sozialpolitik war eine Waffe im 
Kampf der Gesellschaftsordnungen. Mit dem Anschluss des 
Systemgegners 1990 wird die ostdeutsche Entwicklung auf al-
len Politikfeldern gestoppt und wieder rückgängig gemacht.

Hätte der Reformdruck des DDR-Volkes in Wendetagen sich 
so besonnen wie am 4. November 1989 gezeigt, hätte nicht 
der Beitritt zum Grundgesetz gemäß Artikel 23 den Anschluss 
Ostdeutschlands ermöglicht. Vielmehr wäre eine wiederver-
einigende freie Entscheidung des deutschen Volkes, nach Ar-
tikel 146 mit neuer Verfassung, die Folge gewesen. Viele interessante, originelle und bis heute 
richtungsweisende Elemente sozialer Politik wären erhalten geblieben und ein sozialeres Deutsch-
land die Folge gewesen. Errungenschaften aus DDR-Zeiten hätten nicht Jahrzehnte benötigt, um 
ein wenig bundesdeutsches Recht zu ändern. Aber warten wir die Zukunft ab, denn das Grundge-
setz in seiner Fassung nach dem Anschluss verheißt seit 1992 im Artikel 146 noch immer:
„Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das ge-
samte deutsche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft 
tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.“
Einen Entwurf dafür fertigte im April 1990 der Runde Tisch.
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